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Rechtschreibfehler sind gewollt und dienen zur allgemeinen Belustigung.  

Wer einen findet, darf ihn behalten.  Wir haben genug davon.  

Die GdP ist die größte und einflussreichs-

te Berufsvertretung im Polizeibereich. Seit 
über 50 Jahren setzt sie sich auf allen po-

litischen Ebenen und in der Personalrats-
arbeit innerhalb der Polizei für die Verbes-

serung der beruflichen Lage aller Polizei-
beschäftigten ein. Die GdP ist nicht nur in 

den Dienststellen für ihre Kolleginnen und 
Kollegen da, sondern unterstützt ihre Mit-

glieder auch bei Großeinsätzen vor Ort. 

Und auch die Meinung der GdP ist gefragt 
ï die Gewerkschaft der Polizei ist ge-

schätzter Ansprechpartner unterschied-

lichster polizeilicher und politischer Grup-
pen. Sie wirkt an Gesetzgebungsverfah-

ren mit, die die dienstlichen oder berufli-
chen Belange der Polizeibeschäftigten be-

rühren. Als Stimme der Polizei genießt die 
GdP in der Öffentlichkeit hohes Ansehen.  

   Nur gemeinsam sind wir stark. Werde 
Mitglied in der GdP. Jetzt! Weitere Infor-

mationen und Beitrittserklärung gibt es 

auf unserer Homepage unter  
www.gdpmannheim.de.  

In eigenen Sache:  

Polizeibeschäftigte sind in der GdP bestens  
organisiert und genießen exklusiven Service  
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GdP - Tarifinfo  

Zusatzversorgung  (Betriebsrente)  

Von Christina Falk, stv. Landesvorsitzende und GdP - Tarifexpertin  

Das Zusatzversorgungssystem wur-
de zum 31. Dez. 2001 umgestellt. 

Der Bundesgerichtshof hat 2008 
die Rechtsmäßigkeit der System-
umstellung in der Zusatzversor-

gung bestätigt. Die Startgutschrif-
ten der renten nahen  Jahrgªnge 

waren wirksam.  
   Wer zu diesem Zeitpunkt noch 

nicht 55 Jahre alt war gehört zu 
den renten fernen  Jahrgªngen. Ge-
gen diese Neuberechnung der 

Startgutschriften der rentenfernen 
Jahrgänge wurde geklagt. Dabei 
wurde vom Bundesgerichtshof am 
14.11.2007 die Grundsatzentschei-

dung getroffen, dass die Tarifver-
tragsparteien eine Neuregelung zu 
treffen haben.  

   Die Verfassungsbeschwerden 
gegen die Berechnung der Start-
gutschriften der rentenfernen Jahr-

gänge (Beschluss v. 29.03.2010, 
Az: 1 BvR 1373/08 und 1 BvR 

1433/08) waren erfolglos.  
   Der Bundesgerichtshof erklªrte 

die Übergangsregelung wegen ei-
nes gleichheitswidrigen Berech-
nungsdetails für unwirksam, lehnte 

es jedoch ab, die in der Zusatzver-
sorgung entstandene Lücke zu 
schließen. Die Tarifvertragsparteien 

müssen wegen der Tarifautonomie 
Gelegenheit haben, eine Neurege-
lung zu treffen. Bei einer evtl. Neu-
regelung werden wir Euch wieder 

informieren.  
 
Bonuspunkte in der Zusatzver-

sorgung und Entscheidungen 
des Bundesgerichtshofes (BGH)  
 

Zusätzlich zur Verzinsung der Be-
triebsrente können Bonuspunkte 
vergeben werden. Bonuspunkte 
können bei einem Überschuss unter 

Berücksichtigung der Verwaltungs-
kosten, Verlustrücklage und bei 
guter Zinsentwicklung berechnet 

und den Versicherten gut geschrie-
ben werden. Es müssen Rückstel-
lungen gebildet und Risiken be-

rücksichtigt werden.  

Bei Kassen, die die Bonuspunkte 
fiktiv nach einer fiktiven Bilanz mit 

einer fiktiven Rückstellung ermit-
teln sollten, wurden die Anträge 
der Arbeitnehmerseite stets abge-

lehnt bzw. es kam zu geringfügigen 
Bonuspunkten.  

   Die ¦berschussbeteiligung hat 
auch immer etwas mit den Finanz-

märkten zu tun.  
 
   Diese Situation hat zu Rechts-

streiten geführt. Der Bundesge-
richtshof hat am 24.03.2010 ent-
schieden: Es besteht zwar ein An-
spruch dem Grunde nach, aber die 

Höhe der Überschussbeteiligung 
wurde nicht bestimmt.  
Die Kassen sind aber verpflichtet, 

Auskünfte zu erteilen, um Ansprü-
che geltend zu machen. Da nach 
der BGH -Entscheidung die Start-

gutschriften der rentenfernen Ver-
sicherten unwirksam sind, müssen 

weitere Tarifverhandlungen geführt 
werden.  

 
Anspruch auf pauschales Leis-
tungsentgelt (nur für Beschäf-

tigte der Kommunen)  
 
Nach § 18 TVöD ist bei Fehlen einer 

Dienstvereinbarung das Leistungs-
entgelt pauschal auszuzahlen. Das 
mit dem Tabellenentgelt für den 
Monat Dezember 2009 zu zahlende 

pauschale Leistungsentgelt setzt 
sich dabei aus 6 % des für Septem-
ber 2009 und 6 % des für Septem-

ber 2008 zustehenden Tabellenent-
gelts zusammen Es war am 30. 
Dezember 2009 fällig.  

   Soweit bei Fehlen einer betriebli-
chen Regelung zur differenzierten 
Auszahlung des Leistungsentgelts 
kommunale Arbeitgeber im Dezem-

ber 2009 nur ein pauschales Leis-
tungsentgelt in Höhe von 6 % des 
Tabellenentgelts für den Monat 

September 2009 ausgezahlt haben, 
müssen die betroffenen Beschäftig-
ten die fehlenden 6 % des Tabel-

lenentgelts für den Monat Septem-

ber 2008 spätestens bis zum 30. 
Juni 2010 schriftlich bei ihrem Ar-
beitgeber geltend machen. Muster -

schreiben zur Geltendmachung sind 
im GdP - Internet (Mitgliederbereich) 

abrufbar.  
 

 
Anträge zur Sicherung von An-
sprüchen für Beschäftigte TVöD  

 
Bei der Tarifrunde 2010/2011 wur-
den Regelungen im Bereich der 

Eingruppierung vereinbart, die u.a. 
die Übergangsregelungen zu den 
bis zum 30. September 2005 be-
gonnenen Bewährungsaufstiegen 

und Vergütungsgruppenzulagen 
sowie eine Pauschalzahlung für neu 
eingestellte Beschäftigte und soge-

nannte Wechsler im Bereich der 
Entgeltgruppen 1 bis 8 betreffen. 
Auch in der Tarifrunde 2008/2009 

vereinbarte Ansprüche auf kinder-
bezogene Entgeltbestandteile müs-
sen von den Beschäftigten bean-
tragt werden.  

   Musterantrªge sind im GdP-
Internet -Mitgliederbereich unter  

 

www.gdp - bw.de  

 
abrufbar.  
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Anmerkung zur jüngsten Innenministerkonferenz  
Uli Sckerl, innenpolitischer Sprecher Fraktion GRÜNE im Landtag 
von Baden - Württemberg  

Völlig unzureichend ist die Reaktion 
der Innenminister aus Bund und 

Ländern bei deren jüngster Konfe-
renz auf die enorm angestiegene 
Gewalt gegen Polizisten. Dass es 

mehr Gewalt gegen die Polizei gibt, 
ist jetzt hinreichend belegt, auch 

statistisch und wissenschaftlich. 
Nun haben sich die Polizeiminister 

mit der Justizministerin darauf ver-
ständigt, die Höchststrafe für Über-
griffe von zwei auf drei Jahre zu 

erhöhen. Hier zeigt sich besonders 
deutlich, wie viel zu oft bloße Sym-
bolpolitik betrieben wird. Schwerere 
Gewalttaten sind von der Gesetzes-

verschärfung gar nicht erfasst, sie 
sind schon länger mit höheren Stra-
fen belegt. Und nicht zuletzt die 

umstrittene Studie aus dem Haus 
Pfeifer (deren Ergebnisse aber nicht 
wirklich umstritten sein dürften!) 

zeigt, dass meist in betrunkenem 
Zustand auf Polizisten losgegangen 

wird, also in Momenten, in denen 
das Strafgesetzbuch nicht präsent 

ist, das mögliche Strafmaß keine 
Rolle spielt. Wir dürfen in der Politik 
nicht länger darum herumreden, 

dass die Polizei vielerorts stark 
überlastet ist. Die Gründe sind seit 
langem bekannt. Verbesserungen in 

der Ausbildung, modernste Ausrüs-

tung (aber nicht Taser -Waffen), 

zusätzliche Polizisten und damit we-
niger Einsätze für die/den Einzelne/
n, eine echte Laufbahnreform mit 

mehr Aufstiegsmöglichkeiten und 
natürlich auch mehr Gehalt wären 
eine viel bessere Unterstützung. 

Nun fehlt auf mittlere Sicht für vie-

les das Geld. Aber eine Strafrechts-

änderung kann das alles nicht aus-
gleichen. Die Politik muss auch bei 
den derzeitigen finanziellen Engpäs-

sen den Polizisten Wertschätzung 
entgegenbringen, die etwas kostet.  
Es führt kein Weg mehr daran vor-

bei.  

Hannover.  Die Gewerkschaft der Polizei 
trauert um die am Abend des 1. Juni 
2010 in Gºttingen bei der Entschªrfung 
einer Fliegerbombe getöteten Beamten 
des niedersächsischen Kampfmittelbe-

seitigungsdienstes. Bernhard Witthaut, 
stellv. GdP - Bundesvorsitzender und 
Vorsitzender der GdP - Niedersachsen: 
"Unser tiefes Mitgef¿hl gilt den Hinter-
bliebenen der getºteten Beamten.ñ Den 
zwei Schwer -  und vier Leichtverletzten 
Kollegen wünscht die GdP baldige Ge-
nesung.  
   Der Blindgªnger, so erste Meldungen, sei 
etwa eine Stunde vor einer geplanten Ent-
schärfung gegen 21.30 Uhr aus bislang 
unbekannter Ursache detoniert. Zu diesem 
Zeitpunkt habe keiner der Männer direkt an 
der Zehn -Zentner -  Bombe aus dem Zweiten 

Weltkrieg gearbeitet. Zeugen hatten berich-
tet, dass der Knall im Umkreis von mehre-
ren Kilometern zu hören war. Die Experten 
des Kampfmittelbeseitigungsdienstes hatten 
am Abend mit der routinemäßigen Vorberei-

tung der Entschärfung begonnen.  

Die mit einem Säurezünder ausgerüstete 
Bombe aus dem Zweiten Weltkrieg war auf 
dem Göttinger Schützenplatz in sieben Me-
tern Tiefe entdeckt worden und galt als 
hochgefährlich.  

GdP trauert um bei Bombenentschärfung getötete Kollegen  



Wähle jetzt Deine starke Mannschaft, denn nur der stärkere kann gewinnen  
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Deutsche halten Rauchverbot am Steuer für sinnvoll  
Quelle: T -Online -News vom 28.05.2010  

Mehr als die Hälfte den Deut-

schen befürwortet ein Rauch-
verbot am Steuer. Selbst die 

Raucher halten ein derartiges 
Verbot häufig für sinnvoll.    
Immerhin jeder vierte Raucher 

plädiert für die Einführung ei-
nes allgemeines Rauchverbots. 
29 Prozent verzichten ohnehin 
bereits auf die Zigarette wäh-

rend der Fahrt -  das hat jetzt 
eine Umfrage des Internetpor-
tals "AutoScout24" ergeben.  

Grund ist oft schlechter  

Wiederverkaufswert  
Neben dem Sicherheitsaspekt sind 

für viele die schlechten Wiederver-
kaufschancen ein Hauptgrund, nicht 
in ihrem Auto zu rauchen. Denn für 

jeden zweiten Kaufinteressenten 
scheidet ein Raucherauto von vorn-
herein aus.  
   17 Prozent fordern einen Preis-

nachlass, der den Verkäufer rasch 
um mehrere hundert Euro bringen 
kann.  

Nichtraucher haben  

schlechte Karten  
Unterm Strich raucht jeder Vierte in 

seinem Auto. Wer sich als Mitfahrer 
eine Zigarette anstecken möchte, 
hat bei einem Nichtraucher schlech-

te Karten. 95 Prozent von ihnen 
lehnen es ab, wenn ein Mitfahrer 
raucht. 22 Prozent aller Autofahrer 
sind sogar so rigoros, dass sie nicht 

einmal anhalten, wenn der Beifah-
rer seine Nikotinsucht außerhalb 
des Autos befriedigen will.  

Rauchen am Steuer kommt für viele nicht infrage (Foto: DVR)  

GdP - Phone  
Änderung der HOTLINE - Rufnummern  

 

Die Rufnummern der Servicehotline für das GdP - Phone haben sich  
geändert. Dies bisherigen Nummern 01577/4444444 und 01577/4441000 

gibt es nicht mehr!  
 

Bei Fragen rund um das GdP - Phone stehen Euch ab sofort  folgende Rufnummern zur Verfügung:  

 

Neue  GdP - Phone - Hotline   
 ( 03  52  04 ) 6  87  55  und ( 03  74  30 ) 6  38  20  
Beide Nummern sind natürlich im GdP - Netz kostenfrei!  

 
 
 
 

Selbstverständlich steht auch weiterhin Angelika Burckhardt auf der GdP - Geschäftsstelle für Fragen zur Verfü-

gung. Zu erreichen über das GdP - Phone kostenfrei unter (0 70 42)  879  -  207  

oder per Mail unter angelika.burckhardt@gdp - bw.de  

mailto:angelika.burckhardt@gdp-bw.de
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Elterngeld und Elternzeit sollen 
Männern und Frauen die Entschei-

dung für ein Kind erleichtern ï be-
sonders dann, wenn sie mitten im 
Berufsleben stehen. Daher stehen 

diese Regelungen im Mittelpunkt 
unseres Ratgebers, mit dem wir als 

Gewerkschaft der Polizei die wer-
denden Eltern im Kreis unserer Kol-
leginnen und Kollegen bei ihren 
(finanziellen) Planungen f¿r diese 

neue Phase in ihrem Leben unter-
stützen möchten.  
   Vielleicht kºnnen wir damit auch 

Anregungen für Mütter und Väter 
geben, Erwerbstätigkeit und Famili-
enarbeit besser miteinander zu ver-

einbaren. Dabei kann unser Ratge-
ber Beschäftigten wie Beamtinnen 
und Beamten lediglich einen Über-
blick geben und Modelle darstellen. 

Für spezielle Fragen stehen die Kol-
leginnen und Kollegen der Gewerk-
schaft der Polizei vor Ort, im Perso-

nalrat und in den Geschäftsstellen 
gern zur Verfügung. Unser Beruf ist 
mit hohen Anforderungen und 

enormen Belastungen verbunden; 
daraus ergeben sich gerade für die 

Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
ganz spezielle Probleme ï darüber 
müssen und wollen wir in Polizei 
und Gewerkschaft sprechen, denn 

wir brauchen Lösungen! Sicher 
kann dieser kleine Ratgeber einige 
Fragen im Vorfeld der Geburt eines 

Kindes beantworten. Darüber hin-
aus kann er auch Anlass sein, mit-
einander ins Gespräch zu kommen 

über die bestehenden Möglichkeiten 
und konkrete Ideen, wie wir Beruf 
und Familie besser in Einklang brin-
gen. Auch dafür engagiert sich dei-

ne Gewerkschaft der Polizei!  
 

Den Ratgeber gibt es unter  

www.gdp.de  
auf der Homepage der  

GdP-Bund  

Die Berliner Staatsanwaltschaft hat 

eine linke Broschüre beschlagnah-

men lassen, in der Tipps für An-

schläge und Sabotageaktionen ge-

geben wurden. Sprecher Martin 

Steltner bestätigte einen entspre-

chenden Bericht des "Spiegel".  

   "Es ist bemerkenswert, wie detailliert 

dort Anleitungen zu Straftaten gegeben 

wurden", sagte Steltner. So hätten 

anonyme Verfasser in den Heften na-

mens "Prisma" beschrieben, wie man 

Brandsätze baut, wie man mit Haken-

krallen Züge stoppt und wie man 

Strommasten umsägt. Wer dahinter 

steckt, ist noch unklar.  

 

In linken Szeneläden gefunden  

In mehreren linken Szeneläden in Ber-

lin seien die Hefte in den vergangenen 

Wochen gefunden und beschlagnahmt 

worden. Laut "Spiegel" wurden sie auch 

in der linksradikalen Szene in Hamburg 

und Niedersachsen verbreitet. Dem 

Nachrichtenmagazin zufolge befürchten 

die Sicherheitsbehörden, dass das Heft 

die Bereitschaft junger Autonomer zu 

Anschlägen weiter verstärkt.  

Linksextreme Broschüren beschlagnahmt  

Sicherheitsbehörden befürchten nach dem Fund von Broschüren eine gestiegene Bereitschaft 
linker Extremisten zu Anschlägen  

GdP Ratgeber für werdende Eltern  
Eine nützliche Broschüre für Papa und Mama  

http://themen.t-online.de/news/linksextremismus
http://www.gdp-bpolak.de/gdp-ratgeber-fur-werdende-eltern/2010/03/24/
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Die beiden großen Polizeigewerkschaf-

ten sahen sich durch die Studie in 

ihren Haltungen bestätigt.  

   Der Landesvorsitzende der 

DPolG Berlin, Bodo Pfalzgraf, be-

grüßt die Studie  und erklärte: 

"Dieses Thema gehºrt sofort auf 

den politischen Handlungszettel, 

denn wir werden anstelle des 

Staates als gesellschaftlicher 

Sandsack für alle möglichen Fehl-

entwicklungen missbraucht."  

   Der GdP - Bundesvorsitzende 

Konrad Freiberg drängte auf eine 

Verschärfung im Strafgesetzbuch, 

nach der ein Angriff auf einen Po-

lizisten in jedem Fall bestraft wür-

de. Unvermittelte Attacken auf 

nichtsahnende Streifenbeamte im 

täglichen Dienst seien bisher nicht 

erfasst.   

   Bereits in den letzten Jahren hat die 

GdP immer wieder auf die Entwick-

lung, auch mit ihren Veranstaltungen 

und Aktionen, aufmerksam gemacht. 

Mit der Tagung für Verbrechensbe-

kämpfung im Jahr 2009 hatte die GdP 

Baden -Württemberg mit dem Thema 

ĂSport und Gewaltñ einen der Berei-

che beleuchtet.  

   Das nun der Mannheimer DPolG -

Kreisverband die ersten Ergebnisse 

der Studie in seiner neusten Stand-

punktausgabe schlechtredet, ent-

spricht eben nicht der allgemeinen 

Haltung der DPolG zur Studie, wie ja 

deutlich das Beispiel des DPolG Lan-

desverbandes Berlin zeigt.  

   Wir von der Gewerkschaft der Poli-

zei halten uns da mehr an eine sach-

orientierte Gewerkschaftsarbeit zum 

Wohle unserer Kolleginnen und Kolle-

gen. Gerade aus diesem Grund haben 

wir die Studie befürwortet. Als GdP -

Kreisgruppe Mannheim vor Ort haben 

wir z.B. im letzten Jahr Anträge an die 

Markus -Paul-Stiftung gestellt, verletz-

ten Einsatzkräfte mit einem symboli-

schen Schmerzengeld zu unterstüt-

zen.  

   Wie wir uns erinnern wurden bei 

einem Heimfußballspiel 11 Einsatz-

kräfte verletzt, die dann auch eine 

finanzielle Unterstützung erhalten 

haben. (siehe Bericht unten).  

   Das verstehen wir unter aktiver 

Gewerkschaftsarbeit.  

 

Darum sind wir  auch die  

Gewerkschaft d er Polizei  

 

Mit freundlichen Grüßen  

 

Thomas Mohr  

ĂGewalt gegen Polizeibeamteñ: 

Gewerkschaften durch Studie gestärkt  
DPolG Landesbezirk Berlin begrüßt Studie  

In der GdP aktiv Ausgabe  
vom 27.02.2009  

haben wir über die  
Unterstützung berichtet.  

 
Durch Anträge der Gewerkschaft 

der Polizei, Kreisgruppe Mannheim,  
hat die Markus -Paul-Stiftung  

insgesamt 5500. ï Euro an  
verletzte Kollegen ausgezahlt.  

 
Davon erhielten 11  

 verletzte Kollegen des  
 Polizeiprªsidiums Mannheim 

Schmerzensgelder!  


